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REPUBLIK ÖSTERREICH 
Oberlandesgericht Wien 

Der Präsident 
Jv 12.117-2/92 

Wien, am 16.9.1992 

"_"r __ ~~~' •... ' .-::._:"S,chmerJingplatz 11 

; : .. C:/~ ... lLt:}i; J~' justizpalast 
v /.- ... r.~ 'L ............................. : ........... -Gl-.' .~ ..... 4.1016 Wien 

;. '1 Q cEP 1""1] J ' Datur:.· L .... J • .,. - iefanschrift 
f .('"'"l_ 
I .' _. Okt. 199~ ... ~ .. 1016 Wien, Postfach 58 ~r. ., ..... 1.......................... __ _ An das 

Präsidium des Nationalrats Telefon 
o 22 2/52 1 52-0 

Parlament 
1010 Wie n 

Telefax 0222/52152-690 

Sachbearbeiter Mag. Dr. Sumerauer 
451 

Klappe (DW) 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, 

Bezug: 

mit dem die Strafprozeßordnung 
geändert wird (Strafprozeß-Novelle 
1992); Begutachtungsverfahren. 

Erlaß des BMfJ vom 31.7.1992, 
GZ 578.009/1-11 1/92 

Ich erlaube mir, in der Anlage 25 Ausfertigungen 

der Stell ungnahme des Senates gemäß §§ 42, 36 GOG beim 

OLG Wien vom heutigen Tag zum oa. Gesetzesentwurf vorzu­
legen. 

Angeschlossen sind weiters der im Bezug angeführ­

te Erlaß des Bundesministeriums für Justiz vom 

31.7.1992 sowie folgende Stellungnahmen von Behördenlei­

tern und Richtern unterstellter Gerichte: 

Präsident des LGSt. Hien vom 4.9.1992, 

Präsident des KG Krems/Donau vom 9.9.1992, 

Präsident des KG Korneuburg vom 8.9.1992, 

Richter des LGSt. Wien Dr. Otto Bremmer vom 
10.8.1992, 

Richter des KG Korneuburg Dr. Günther Bali vom 
4.9.1992, 

RiChter des KG Korneuburg Dr. Thomas Philipp vom 
3.9.1992, 

RiChter des LG Eisenstadt Mag. Alfred El1inger 
vom 1.9.1992, 
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Vorsteher des BG Laa/Thaya vom 10.8.1992. 

Dr. F e 1 z man n 
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Jv 12.117-2/92 

Stell unqnahrre 

zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dern cli!? 

Strafprozeßcrdnung geändert wird (Strafprozeßnovelle 

1992 ) 

Dem vorliegenden Entwurf, mit dem eine Verfahrens­

vereinfachung bei Ladendiebstählen geschaffen werden 

soll, ... , erd e n ins 0 fe r n € k ~ ; n e S run d sät z 1 ich e n k r i m i n a 1 -

politischen Bedenken entgegen gebracht, als davon nur 

die erstmalige (bzw. innerhalb von fünf Jahren einr:ali­

ge) Delinquenz betroffen ist. Zu den Erläuterun;en ist 

allerdings fol~endes zu bemerken: 

Insoweit der Sache nach die Begründung für die Pri­

vilegierung von Ersttätern in der Lockerung der Gewahr­

same der in Selbstbedienungseinrichtungen angebotenen 

Haren erblickt wird, ist allerdings der (lt. Seite 8 cer 

Erläuterungen) zugrundeliegenden Meinung entgegenzutre­

ten, es sei im Standardfall eine besonders verlockende 

Gel e gen he i t (a 1 s r~ i 1 der u n 9 s LI m s t a n d i "., S i n n des § 3 4 Z 9 

StGB) gegeben. Eine solche liegt närrlich nach c1t'r Judika­

tur nur dann vor, wenn sie in eine:r. solchen ~laße nahe 

liegt, daß ihr auch ein - nicht im Sinn von vereinzelt, 

sondern im Durchschnitt gemeint - ansonst rechtstreuer 

Mensch erliegen könnte. Im Ubrigen stellt sich eine Si­

tuation fUr einen Rückfallstäter um nichts weniger ver­

lockend dar al s für einer: Ersttäter. Neben der Ge\o.'ährLIng 

eines ~ilderungsurrstandes bietet sich nach der derzeiti­

gen Gesetzeslage durchaus auch eine Unterstellung unter 

den letztp.tI Fall des § 32 Abs. 3 StGß als Erschwerungs­

grund an. 

Allgemein betrachtet ist die Gefahr einer Beein­

trächtigung general präventiver Belange durch die vorge­

schlagene Regelung allerdings nicht von der Hand zu wei­

sen, kann sich doch dadurch die falsche Optik ergeben, 
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durch den gegenständlichen Entwurf werde praktisch jene 

Situation verwirklicht, die bisweilen fälschlich in den 

nördlichen, östlichen und südlichen Nachbarländern als 

österreichi sche Rechtsl age verbrei tet wurde und demi t 

auch einen weiteren Anreiz zu Diebstählen in Supermärk­

ten ausgeübt haben mag. Der im Ausl and kol portierten 

Straflosigkeit kommt die vorgesehene "Preiserhöhung" 

für den Fall des Ertapptwerdens jedenfalls recht nahe. 

Die erwartete beträchtliche Arbeitseinsparung 

wird sich nur dort realisieren lassen, wo die Täter 

- solche, die die Voraussetzungen des § 34a nicht erfül­

len, scheiden schon vorweg aus - sofort die Ausgleichs­

zahlungen leisten. In den anderen Fällen haben die 

Sicherheitsbehörden in unveränderter \':eise die Beweise 

zu sichern, d.h. insbesondere Zeugen niederschriftlich 

zu vernehmen und eine ungekürzte Jlnzeige zu verferti­

gen, da ansonsten bei späterer Durchführung des ordent­

lichen Verfahrens zu große Anforderungen an die 

Erinnerungsfähigkeit vor. Kaufhausangestellten, Detekti­

ven und Exekutivbearrte, die täglich mit derartigen, zu 

Verwechslungen Anlaß gebenden Vorfällen konfrontiert 

sind, zu geWärtigen wären. Eingespart werden kann jeden­

falls nur die Tätigkeit der Gerichte, während die Arbeit 

der S t a a t san ... : alt sc h a f te n n ich t me r k 1 ich red u z i e r t \ve r-

den ... ii rd. 
Sowohl alls der Sicht der Effektivität der Rechts-

ordnung als auch der gewünschten Arbeitseinsparung sind 

die nach Auslaufen der vorübergehenden Regelung des 

§ 453 StPO verbleibenden Handhaben unzureichend. Es müß­

te auch hier - wie im Haftrecht geplant - durch die ~ög­

lichkeit der Abnahme der Reise- und Fahrzeugpapiere ein 

Instrumentarium geschaffen ~!erden, UfTI die Abwicklung 

des Verfahrens inkl usi ve der Bezahl ung der Ausgleichs­

lei stung sicherzustellen, sol ange der Täter in: Inl and 

aufhältig ist (durch Inanspruchnahme der eigenen Reise­

kasse, von Oberweisungen durch Angehörise oder Bekannte 

oder allenfalls des zuständigen Konsulates). Es auf 
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eine - in der Praxis häufig nicht funktionierende - über­

nahme der Strafverfolgung ankom~en zu lassen, hieße da­

gegen einen jedenfalls uner\o:ünschten iJberdurch­

schnittlichen Arbeitsaufwand in Kauf nehmen. 

Has die Speicherung im EKIS - die grundsätzlich be­

grüßt und al s großer Fortschritt betrachtet wird - be­

trifft, müßte sichergestellt sein, daß sie umgehend ge­

löscht wir(~, vJenn im Anschluß - aus welchem Grund irnmer 

(z.B. auch \o:egen der Nichtbezahlung des Ausgleichs­

beitrages) - das normale Verfahren eingeleitet und ein 

Freispruch gefällt I."ird (vgl. etwa § 73 SPG). Die Spei­

cherung sollte jedoch dann aufrecht erhalten werden, 

wenn später ein Freispruch lediglich aus dem Grunde des 

§ 42 StGB ergeht. In diesem Zusammenhang wird darauf ver­

wiesen, daß es ein besonderes Anliegen der Sicherheits­

behörljen und der Richterschaft wäre, Erledigungen nach 

§ 42 StGB generell ins EKIS aufzunehmen, um nicht einen 

Täter des öfteren in den Genuß dieser soJar~ nicht mehr 

auf ihn zutreffenden Gesetzesbestim~ung gelangen zu las­

se n • 

Die Ausweitung der in Aussicht genornf:"enen Rege­

lung auf alle Vermögensdelikte geringer Sch\oJere \oiare 

aus Gründen des Gleichheitssatzes durchaus zu erwägen, 

wobei siCh anböte, die (derzeitigen) Tatbestandsmerknb­

le der Entwendung nach dem § 141 Abs. 1 StG8 zum Vorbild 

einer solchen generellen Privilegieruns zu nehmen. 

Zur vorgeschlagenen Regelung wird i,n einzelnen 

noch ausgeführt: 

Zu § 34a: 

Die Diktion: " •... in die Zuständigkeit der Be-

zirksgerichte fallende 11 könnte bei einer Dieb-

stahlstat, welche einer zu Fluchtzwecken gesetzten t-;öti­

gung vorangeht (mehrtätiges Zusammentreffen) Zweifel er-

zeugen. 

Das Erfordernis relativer Unbescholtenheit (Z 4) 

ist zwar bei Inländern, nicht aber bei Ausl~ndern u~ge­

he n d fes t s tel 1 bar • E s l.J e s t t' h t d 2 rci t die Ge f a h r, daß 
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deiartige Erhebungen iD Ausland unterlassen ~e~den, Un­

bescholtenheit einfach unterstellt .... 'ird und ausländi­

sche Täter dadurch eine (einrnalige) Besserstellung er-

fahren. 

Zu § 34b Abs. 1: 

Di e neue Regel ung ist \'/ohl nur ohne 

nes Ermessensspielraurrs in der Frage der 

gleichsleistung denkbar, was jedoch den 

sich bringt, daß auf subjektive Umstände 

Be 1 ass un S' ei-

Ho he der Aus-

Nachteil mit 

nicht' B'ed ac ht 

gen 0 m fP e n we r den k a n n • Die s be tri f f tin sb e so nd e red e n 

(verschieden hoch vorstellbaren) Grad der Schuld als 

auch unterschiedliche Einkorr,rrensverhältnisse (die seit 

Einführung des Taqessatzsystems nicrt mehr zu Vor- oder 

Nachteilen führen sollten). 

Hinsichtlich der Höhe der tusgleichsleistung er­

hebt sich die Frage, ob diese zur Erzielung abschrecken­

der Wirkung ausreicht. 

~;ien, am 10. Septerrber 1992 

(Dr. Gerhard Gallent) 

Richter des OLG 

I' . 1 
d 

, I 

'I 
, 

I 
i I 

, I 

28/SN-196/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)6 von 6

www.parlament.gv.at




